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Änderungsantrag zu WP-01-K3

Von Zeile 330 bis 332 einfügen:
Um Antiziganismus zu bekämpfen, werden wir die Empfehlungen der Expertenkommission

Antiziganismus weiter konsequent umsetzen und einen Staatsvertrag mit der Minderheit auf

Bundesebene schließen. Antiziganistische Vorfälle müssen bundesweit konsequent erfasst

werden. Die Förderung der zivilgesellschaftlichen Monitoringstelle „Melde- und

Informationsstelle Antiziganismus“ wollen wir daher rechtlich absichern. Wir setzen uns

weiterhin für eine breitere Anerkennung des 2. Augusts als Europäischen-Holocaust-Gedenktag

ein.
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